
 

 

Politische Forderungen 2017/18 

Beschlussvorlage für die Mitgliederversammlung am 26.06.2017 

 Seite 1/15 

31. Mai 2017 

Europäisch denken, handeln  1 

und regieren! 2 

 3 

Politische Forderungen 2017/18 4 

 5 

Beschlussvorlage für die Mitgliederversammlung am 26.06.2017 6 

 7 

 8 

Die europäischen Werte achten! ..................................................................................... 1 9 

Europa-Kommunikation verbessern, Populismus bekämpfen! .................................... 2 10 

Europäisches Bewusstsein stärken, Europa bilden! ....................................................... 3 11 

Die EU demokratisieren, Mitbestimmung stärken! ....................................................... 4 12 

Gute EU-Rechtsetzung braucht Transparenz und Gründlichkeit! ................................. 6 13 

Vorreiterin bleiben: Gleichstellung auf allen Ebenen! ................................................... 7 14 

Soziale Standards erhöhen durch Innovation und Wettbewerbsfähigkeit!................. 8 15 

Für einen Binnenmarkt der Zukunft! .............................................................................. 9 16 

EU-Politiken fit machen für Nachhaltigkeitsziele und Klimavertrag! ........................ 10 17 

Groß im Großen: EU-Haushalt an Prioritäten ausrichten! .......................................... 10 18 

Offene Grenzen innerhalb eines vereinten Europas! ................................................... 12 19 

Gemeinsam handeln in der Flüchtlings-, Asyl- und Migrationspolitik! ...................... 13 20 

Europa gemeinsam verteidigen! .................................................................................... 14 21 

Für eine moderne deutsche Europapolitik! .................................................................. 15 22 

 23 

 24 

Die europäischen Werte achten! 25 

Die Europäische Union bildet eine auf Grund- und Menschenrechten aufgebaute Werte-26 

gemeinschaft. Zur Wertegemeinschaft gehört auch, sich gemeinsam auf die europäische 27 

Geschichte und die Lehren daraus zu besinnen. Die Europäische Union steht in der Verantwortung 28 

der jungen und künftigen Generationen, den Frieden in Europa und weltweit zu wahren.  29 

 30 

Europäische Werte müssen stets neu entwickelt und vermittelt werden. Dazu zählen unter 31 

anderem die Achtung der Menschenwürde, Demokratie, Freiheit, Gleichheit, Pluralismus, freie 32 

Lehre, Solidarität, Presse-, Religions- und Meinungsfreiheit, Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung 33 

der Menschen- sowie der Minderheitenrechte. Sie müssen gestärkt werden und für den gesamten 34 
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Kontinent und internationale Partnerländer gelten. Dialog und Zusammenarbeit können nur auf 35 

Basis der gemeinsamen Werte und Überzeugungen gelingen.  36 

 37 

Wir fordern: Die Europäische Union und ihre Institutionen müssen sich ebenso wie 38 

mitgliedstaatliche und nichtstaatliche Akteurinnen und Akteure stärker für die Wahrung 39 

und Förderung der europäischen Werte und Grundrechte in den Mitgliedstaaten und den 40 

Beitrittskandidatenländern einsetzen: Nur gelebte Werte sind starke Werte!  41 

 42 

Die EU-Institutionen sollen bei den Beitrittsverhandlungen diejenigen Kapitel vorrangig verhandeln, 43 

welche Rechtsstaatlichkeit und Demokratie beinhalten (insbesondere Kapitel 23/24). Die Charta der 44 

Grundrechte der Europäischen Union und die 1975 von der Konferenz für Sicherheit und 45 

Zusammenarbeit in Europa (KSZE) in Helsinki festgelegten Werte und Prinzipien bilden eine 46 

unverzichtbare Grundlage für die Gestaltung der künftigen Beziehungen – nicht nur in der 47 

Europäischen Union, sondern zwischen allen an der heutigen OSZE beteiligten Staaten. 48 

 49 

Wir fordern: Bei erkennbaren Verletzungen dieser Werte muss auch die Bundesregierung im 50 

Rahmen der von uns geforderten „European Public Diplomacy“ alle Möglichkeiten und 51 

dezentralen Kontakte nutzen, um auf die Einhaltung dieser Werte zu drängen. Weiterhin 52 

sollten die EU-Institutionen bei Verletzung dieser Werte konsequent den 53 

Rechtsstaatsmechanismus anwenden. Die anstehenden Verhandlungen zum Mehrjährigen 54 

Finanzrahmen (MFR) sollten auch Raum für finanzielle Sanktionen ermöglichen.  55 

 56 

Wir fordern: Angesichts der Tatsache, dass es zu schweren Verstößen gegen die 57 

Grundrechtecharta gekommen ist, muss dringend eine Strategie angewandt werden, die 58 

eine Überwachung und gegebenenfalls eine rasche Reaktion ermöglicht. Der EU-Kommission 59 

sollte es zukünftig gestattet werden, eine „systemische Verletzungsklage“ gegen diejenigen 60 

Mitgliedstaaten einzuleiten, die Grundwerte verletzen. Im Zuge möglicher 61 

Vertragsverhandlungen müssen auch der Kommission Instrumente zu Verfügung gestellt 62 

werden, um auf Werte-Verstöße zu reagieren. Klagerecht sollte auch allen natürlichen und 63 

juristischen Personen, die von Maßnahmen unmittelbar und persönlich betroffen sind, 64 

gewährleistet werden. 65 

 66 

Europa-Kommunikation verbessern, Populismus 67 

bekämpfen! 68 

Die Digitalisierung der Medienlandschaft und das Aufkommen sozialer Medien haben die 69 

Kommunikation grundlegend verändert, den Zugang zu Informationen erleichtert und 70 

demokratisiert. Gleichzeitig sind aber auch die Möglichkeiten von Missbrauch und Manipulation 71 

gewachsen, was den Zugang von Parteien zu Parlamenten gefördert hat, die Ängste schüren und 72 

an niedere Instinkte appellieren, anstatt konstruktiv am politischen Diskurs mitzuwirken. 73 

 74 

Aufrichtige Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit sind wirksame Mittel gegen den 75 

Vertrauensverlust in die europäische Politik. In diesem Sinne sind Einbindung und Information der 76 

demokratisch legitimierten politischen Organe und gesellschaftlichen Gruppen und die Förderung 77 

ihrer Multiplikatorenfunktion unabdingbar. 78 

 79 
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Um überzeugend für die europäische Idee zu werben und anti-europäischen Ressentiments 80 

fundiert und aktuell begegnen zu können, sollten die EU-Institutionen sowohl in ihrer 81 

Außenkommunikation als auch in ihrer symbolischen Außendarstellung die kulturelle und 82 

sprachliche Vielfalt Europas widerspiegeln. Um mediale Außenwirkung zu entfalten und 83 

insbesondere auch die Mitwirkungsrechte der nationalen Parlamente zu gewährleisten, sind 84 

entscheidungsrelevante Dokumente möglichst in allen EU-Amtssprachen zu veröffentlichen.  85 

 86 

Wir fordern: Die Bundesregierung und die Institutionen der Europäischen Union müssen in 87 

ihrer Öffentlichkeitsarbeit entschlossener auf aktuelle Herausforderungen wie 88 

populistische Desinformationen und Propaganda reagieren. Ein verstärkter europäischer 89 

Verbund öffentlich-rechtlicher Medien und eine auf Vielsprachigkeit ausgerichtete 90 

Kommunikationspolitik der EU-Institutionen müssen dabei helfen, Bürgerinnen und Bürgern 91 

in ihren jeweiligen Sprachen sachliche Berichterstattung aus allen politischen Bereichen und 92 

insbesondere zur Europapolitik zukommen zu lassen.  93 

 94 

Europäisches Bewusstsein stärken, Europa 95 

bilden!  96 

Bildung ist das Fundament einer informierten europäischen Gesellschaft, in der Solidarität, 97 

Demokratie und Vielfalt gelebt werden. Sie ist eine Investition in die Zukunft, sichert 98 

Chancengleichheit, politische und gesellschaftliche Teilhabe, ist unverzichtbar für Arbeitsmarkt und 99 

Wettbewerbsfähigkeit und führt im besten Fall zu mündigen Bürgerinnen und Bürgern, die ihre 100 

demokratischen Rechte und Pflichten kennen und wertschätzen. 101 

 102 

In Zeiten von Desinformationskampagnen und wachsendem Populismus sind politische, kulturelle 103 

und digitale Bildung von unschätzbarem Wert für die persönliche Entwicklung junger 104 

Europäerinnen und Europäer, aber auch für das demokratische Fundament Europas. Jugendpolitik 105 

darf nicht nur auf Beschäftigungsfähigkeit abzielen, sondern muss den Stärken, Zielen und 106 

Interessen Jugendlicher entsprechen. Dies muss die neue EU-Jugendstrategie leisten, die der 2018 107 

auslaufenden Jugendstrategie folgen wird. 108 

 109 

Um sicherstellen zu können, dass alle Kinder, Jugendlichen und Erwachsenen in Europa dieselbe 110 

Qualität an Bildung erfahren, sollten die EU-Kommission und das Europäische Parlament im Sinne 111 

der EU-Strategie mehr Möglichkeiten in der europäischen Bildungspolitik erhalten. Innerhalb der 112 

EU müssen Bildungsgänge vergleichbar sein und Abschlüsse grenzüberschreitend anerkannt 113 

werden. Dem dürfen Kompetenzabgrenzungen zwischen den politischen Ebenen nicht im Wege 114 

stehen. 115 

 116 

Europabildung braucht einen festen Platz in den Lehrplänen. Politische Bildung muss fundiertes 117 

Wissen über Europa und Kompetenzen für den Europäischen Integrationsprozess vermitteln. Wenn 118 

das Kooperationsverbot europäische Bildungszusammenarbeit behindert, sollte es abgeschafft 119 

werden. Schulen können von non-formalen Formaten lernen, wie sich europäische Themen kreativ 120 

vermitteln lassen. Europaschulen sollten dafür eine Vorbildfunktion einnehmen und eine 121 

europäische Dimension aufweisen, die über bilinguale Unterrichtszweige hinausgeht. 122 

 123 

Das Programm Erasmus+ hat sich als wirkungsvolles Instrument der interkulturellen Bildung 124 

erwiesen. Um den Austausch aller Generationen innerhalb der EU zu fördern, muss der finanzielle 125 

Rahmen von Erasmus+ der großen Nachfrage entsprechend erhöht werden. Dies wirkt 126 

nachhaltiger als medienwirksame Schnellschüsse wie Free Interrail oder die kommunikative 127 

Reduktion auf das Europäische Solidaritätskorps. Auch kleine Projektträger, ältere Menschen und 128 
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Geflüchtete müssen partizipieren können. Die Sichtbarkeit der non-formalen und informellen 129 

Bildung und die nachhaltige Förderung von Eigenengagement und demokratischer Teilhabe sind 130 

dabei sicherzustellen. Neue Projekte wie Free Interrail oder das Europäische Solidaritätskorps 131 

dürfen nicht zu Lasten bewährter Bildungsprogramme gehen. 132 

 133 

Wir fordern: Alle politischen Ebenen müssen gemeinsam eine vergleichbare politische, 134 

kulturelle und digitale Bildung für alle Generationen in allen Mitgliedsstaaten sicherstellen. 135 

Erasmus+ muss als Instrument der interkulturellen Bildung stark ausgebaut werden und es 136 

bedarf einer ambitionierten neuen EU-Jugendstrategie, in der die Bedürfnisse junger 137 

Europäerinnen und Europäer mehr Gehör finden. Das Potenzial informeller und non-138 

formaler Lernprozesse muss besser genutzt werden.  139 

 140 

Die EU demokratisieren, Mitbestimmung 141 

stärken! 142 

Wie jede Demokratie ist auch die europäische notwendigerweise kompliziert. Trotzdem muss 143 

sie für die Unionsbürgerinnen und -bürger durchschaubar bleiben. Die EU-Institutionen, die 144 

Mitgliedstaaten und die Medien müssen dafür sorgen, dass die Menschen noch den Überblick 145 

über den europäischen Entscheidungsprozess behalten. Nur so kann erreicht und gesichert 146 

werden, dass die Menschen sich mit diesem europäischen Gemeinwesen identifizieren. 147 

Die „Erklärung von Rom“ und das „Weißbuch zur Zukunft der EU“ machen Mut, die EU weiter 148 

zu demokratisieren. Nun liegt es an den EU-Institutionen und den Mitgliedstaaten, gemeinsam 149 

mit den Bürgerinnen und Bürgern, repräsentativen Verbänden und anderen demokratischen 150 

Organisationen einen direkten und strukturierten Dialog zu führen, um die Europäische Union 151 

demokratisch zu festigen und fortzuentwickeln. 152 

 153 

In einer Zeit, in der Emanzipation, Freiheits- und Menschenrechte von vielen Regierungen der 154 

Welt, auch in Europa, in Frage gestellt werden, muss die Europäische Union hier ihre 155 

gestaltende Kraft behalten und das Erreichte sichern. Eine Fokussierung nur auf den 156 

Binnenmarkt ist zu wenig: Freiheit, Demokratie und eine „Europäische Soziale 157 

Marktwirtschaft“ gehören zusammen. Repräsentative Entscheidungsstrukturen gehören ebenso 158 

zur europäischen Demokratie wie der strukturierte Dialog mit den gesellschaftlichen Kräften. 159 

Starke Sozialpartner, pluralistische Verbände, Vereine und Institutionen wie der Europäische 160 

Wirtschafts- und Sozialausschuss gehören dazu. 161 

 162 

Wir fordern: Die bestehenden Verträge müssen eingehalten und umgesetzt werden. 163 

Dies gilt für die Rechtsstaatlichkeit der EU-Mitgliedstaaten, aber auch für die in 164 

Parlament und Rat beschlossenen Verordnungen, Richtlinien und Rechtsakte der EU. 165 

Alle Möglichkeiten der EU-Verträge zur Demokratisierung und Parlamentarisierung 166 

müssen ausgeschöpft werden. Demokratie, Effizienz und Transparenz müssen aber 167 

auch in den Nationalstaaten gelten. Außerdem legen wir der Bundesregierung nahe, 168 

sich auf den relevanten Politikfeldern wieder für klar definierte europäische 169 

Integrationsprojekte einzusetzen. Mit EU-Partnern kann sie solche Projekte initiieren 170 

und konsequent vertreten. Sollten nicht alle EU-Staaten dafür zu gewinnen sein, 171 

müssen diese Initiativen gemeinsam mit EU-Partnern im Wege der verstärkten 172 

Zusammenarbeit umgesetzt werden – auch als Identifikationsobjekte einer 173 

gemeinsamen europäischen Zukunft.  174 

 175 



 

 

Politische Forderungen 2017/18 

Beschlussvorlage für die Mitgliederversammlung am 26.06.2017 

 Seite 5/15 

31. Mai 2017 

Die Europäische Union muss sich auf die Fragen konzentrieren, mit denen die besten 176 

Lösungen für die Bürgerinnen und Bürger Europas erzielt werden können und dort auch die 177 

nötige Handlungsfähigkeit besitzen. Subsidiarität ist aber keine Einbahnstraße. 178 

Mitgliedstaaten müssen Kompetenzen, wenn nötig, auf die europäische Ebene übertragen. 179 

Eine „verstärkte Zusammenarbeit“ innerhalb der bestehenden Verträge muss mindestens auf 180 

den gleichen demokratischen Grundprinzipen fußen wie in den jetzigen EU-Verträgen.  181 

 182 

Für eine leistungsfähigere Europäische Union sind sowohl Reformen innerhalb der 183 

europäischen Verträge als auch mittelfristig Vertragsreformen notwendig. Für 184 

Vertragsänderungen muss sich ein Konvent, bestehend aus Abgeordneten der Parlamente, 185 

den Mitgliedstaaten und der EU-Kommission, konstituieren. Die „Konventsmethode“ 186 

gewährleistet zugleich die größtmögliche Einbindung der gesellschaftlichen Kräfte und der 187 

Öffentlichkeit und damit der Bürgerinnen und Bürger. Mit einem auf bestimmte Politikfelder 188 

begrenzten und klar definierten Mandat kann der Konvent den Weg für die geforderten und 189 

notwendigen Reformen bereiten.  190 

 191 

Demokratische Repräsentanz muss auch bei der EU-Wahlrechtsreform gelten: Wir fordern 192 

daher von der Bundesregierung ein klares Bekenntnis zur Europäisierung des Wahlsystems 193 

mit offiziell nominierten EU-weiten Spitzenkandidatinnen und Spitzenkandidaten für das Amt 194 

der Präsidentin oder des Präsidenten der EU-Kommission und der Einführung des Wahlalters 195 

ab 16 Jahren bei Europawahlen. Die neue Verteilung der Sitze nach dem Austritt des 196 

Vereinigten Königreiches aus der Europäischen Union bietet die Gelegenheit, über 197 

staatsübergreifende Listen bei den kommenden Europawahlen zu diskutieren.  198 

 199 

Wir fordern: Die Bundesregierung und die EU-Institutionen müssen dafür Sorge tragen, 200 

dass eine vertiefende Stärkung der demokratisch organisierten Gesellschaft auf allen 201 

Ebenen gewährleistet wird. So ist die Europäische Bürgerinitiative (EBI) 202 

fortzuentwickeln, unter anderem mit Blick auf die Höhe des Quorums sowie auf die 203 

Ausweitung auf die übrigen europäischen Verträge. Die EU-Kommission sollte die 204 

Initiatorinnen und Initiatoren einer formal erfolgreichen Europäischen Bürgerinitiative 205 

in einem „Follow-Up“-Prozess zur Umsetzung der Ziele aktiv beraten, den Dialog mit 206 

ihnen suchen und dabei Abgeordnete des Europäischen Parlaments einbeziehen. 207 

 208 

Wir fordern: Der vom Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) mit 209 

initiierte und von der Europäischen Bewegung International (EMI) mit ausgearbeitete 210 

„Fahrplan für die Umsetzung von Artikel 11 des Vertrags über die Europäische Union“ ist 211 

weiterhin zu verfolgen. Um als gemeinsame Stimme sprechen zu können, müssen die 212 

freiheitlich-demokratischen Kräfte im sich gegenseitig beeinflussenden 213 

„Mehrebenensystem EU“ auch auf nationaler Ebene besser eingebunden werden. 214 

 215 

Wir fordern: Die Förderung der politischen Teilhabe von Jugendlichen in den 216 

Entscheidungsprozessen der Europäischen Union muss ebenfalls im Rahmen eines 217 

strukturierten Dialoges stattfinden.  218 

 219 

Vor dem Hintergrund des Zusammenhalts der europäischen Staatengemeinschaft ist die 220 

Bundesregierung mehr denn je aufgerufen, Städte- und Gemeindepartnerschaften durch 221 

Projekte und finanzielle Programme zu fördern, um eine Völkerverständigung zwischen den 222 

Bürgerinnen und Bürgern zu ermöglichen. Persönliche Begegnung über Ländergrenzen 223 

hinweg kann helfen, ein neues, gemeinsames europäisches Gemeinschafts- und 224 

Wertebewusstsein zu schaffen. Auch müssen die kommunale Eigenverantwortung und 225 
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Gestaltungsfreiheit der Städte und Gemeinden Europas als Teil des Europäischen Modells mit 226 

dem Ziel des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts nachhaltig verteidigt und gestärkt 227 

werden. 228 

 229 

Wir fordern: Angesichts der sehr ernsten Lage in Europa und der Welt müssen sich die  230 

Regierungen von Bund und Ländern erheblich stärker als bisher dafür einsetzen, dass 231 

das im Grundgesetz verankerte „Vereinte Europa“ im Sinne der pluralistischen 232 

Demokratie in der Bevölkerung lebendig und mehrheitsfähig bleibt. Von zentraler 233 

Bedeutung dafür ist ein weiterer Ausbau der Zusammenarbeit mit repräsentativen wie 234 

demokratischen Organisationen, vor allem mit denjenigen, die für Bildung, 235 

Kommunikation und Völkerverständigung engagiert sind. 236 

 237 

Gute EU-Rechtsetzung braucht Transparenz und 238 

Gründlichkeit! 239 

Verhandlungen hinter verschlossenen Türen sind nicht nur bei Gipfeltreffen kritisierte Praxis, 240 

sondern auch in der Gesetzgebungskammer der Mitgliedsstaaten, dem Rat der Europäischen 241 

Union. Auch das Europäische Parlament verkürzt in 80 Prozent der Verfahren das ordentliche 242 

Rechtsetzungsverfahren durch einen vorgeschalteten informellen Trilog mit Rat und EU-243 

Kommission. Dieses Vorgehen ermöglicht zwar die Verabschiedung von Rechtsakten nach nur einer 244 

Lesung, gewährleistet aber nicht das für die politische Legitimation erforderliche Maß an 245 

Öffentlichkeit und Transparenz. Das Parlament nimmt wichtige legislative Funktionen nichtwahr.  246 

 247 

Parlamentarismus und Interessenteilhabe gehören zusammen. Mangels öffentlichen Zugangs zu 248 

Protokollen, Dokumenten und Teilnahmelisten wird beim informellen Trilogverfahren ein 249 

Ungleichgewicht zwischen ressourcenstarken und -schwachen Interessengruppen geschaffen. 250 

Dieser Zustand gefährdet eine breite gesellschaftliche Debatte und fördert zudem die Kritik an 251 

einem intransparenten Entscheidungsprozess auf europäischer Ebene.  252 

 253 

Europäische Demokratie kann nur funktionieren, wenn repräsentativen Verbänden bzw. 254 

demokratisch organisierten Interessengruppen im Gesetzgebungsprozess eine transparente und 255 

chancengleiche Einflussnahme ermöglicht wird und wenn alle dort getroffenen Entscheidungen auf 256 

nachvollziehbarer Weise zustande kommen. Europäische Demokratie funktioniert besser, wenn auf 257 

die Gemeinschaftsmethode zurückgegriffen wird. Sie gilt es zu bewahren und auszubauen. 258 

Intergouvernementale Verfahren sind nur im Notfall zu rechtfertigen, falls gemeinschaftliche 259 

Lösungen nicht möglich sind. 260 

 261 

Wir fordern: Das Europäische Parlament muss seiner Verantwortung gerecht werden und die 262 

Verhandlungsspielräume, die ihm das Gesetzgebungsverfahren in drei Lesungen bietet, 263 

nutzen. Unter breiter Beteiligung der gesellschaftlichen Kräfte. Die am Trilog beteiligten 264 

Institutionen dürfen das zur Regel gewordene verkürzte Verfahren ausschließlich in 265 

besonders eilbedürftigen Fällen anwenden. Umfassende Transparenz vor, während und nach 266 

einem Trilog muss hergestellt werden, etwa durch eine begleitende Dokumentation und 267 

eine verpflichtende Abschätzung der im Trilog beschlossenen Änderungen.  268 

 269 

Grundsätzlich sollte gesetzlich klar geregelt werden, in welchen Fällen ein Trilogverfahren möglich 270 

ist. Eine Abstimmung über die Aufnahme von Trilogverhandlungen sollte in den Ausschüssen 271 
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getrennt von der Abstimmung über den entsprechenden Bericht erfolgen. Dieser zeitliche Abstand 272 

erlaubt den Abgeordneten eine sachlich getrennte politische Bewertung. 273 

 274 

Die EU-Kommission hat sich zum Ziel gesetzt, die EU-Politikgestaltung und Rechtsetzung zu 275 

verbessern. Die Initiative „Bessere Rechtsetzung“ soll im Zusammenhang mit einer ausgewogenen 276 

Gesetzesfolgenabschätzung die Qualität der Rechtsvorgaben verbessern und unnötige Bürokratie 277 

abbauen, um so gesellschaftliche und wirtschaftliche Potenziale freizusetzen. So sollen 278 

Überlappungen und veraltete Vorschriften zurückgezogen und die Faktengrundlage für die EU-279 

Rechtsetzung verbessert werden. Diese Aktivitäten sind grundsätzlich und in Bezug auf Effizienz, 280 

Transparenz und die Einbindung von Interessenträgern zu begrüßen. 281 

 282 

Wir fordern: Europäische Rechtsetzung muss einfach, gründlich abgewogen und für die 283 

Bürgerinnen und Bürger klar verständlich sein. Sie bildet die Substanz eines 284 

gesellschaftlichen Willens und Fortschritts. Hierzu gehören Standards im Sozial- oder 285 

Umweltbereich, die von den EU-Bürgerinnen und -Bürgern als Errungenschaften für das 286 

Gemeinwohl verstanden werden und den Unternehmen im Binnenmarkt gleiche 287 

Wettbewerbschancen gewährleisten. 288 

 289 

Vorreiterin bleiben: Gleichstellung auf allen 290 

Ebenen! 291 

Die EU muss wieder eine treibende Kraft werden bei der rechtlichen Gleichstellung von Frauen und 292 

Männern. Artikel 2 EUV und Artikel 8 AEUV und die europäische Grundrechtecharta enthalten die 293 

fundamentalen Anforderungen an die Gleichstellung. In vielen Fällen war und ist das europäische 294 

Recht ein wichtiger Motor für Geschlechtergleichstellung auf nationaler Ebene. Der Gerichtshof der 295 

Europäischen Union ermöglichte Frauen durch seine Rechtsprechung, sich Zugang zu bisher 296 

männerdominierten Berufen zu verschaffen, gleiches Arbeitsentgelt einzufordern und gleiche 297 

Arbeitsbedingungen sowie Rechte zu erzwingen, die man ihnen national noch verweigerte und sich 298 

effektiv gegen Diskriminierung zu wehren. Die EU darf diese Vorreiterrolle nicht aufgeben. 299 

 300 

Wir fordern: Die EU muss sich auch weiterhin deutlich zur Gleichstellung als einem der 301 

Grundwerte der EU bekennen, dies in allen Politiken herausstellen und auf die Einhaltung 302 

der Menschenrechte achten. Wenn erforderlich, sind auch wirksame Sanktions-303 

mechanismen zu etablieren. Die EU muss darauf hinwirken, dass die bestehenden EU-304 

Rechtsvorschriften zur Gleichstellung von Frauen und Männern von den Mitgliedstaaten 305 

auch in der Realität umgesetzt werden. So bedarf es einer Verknüpfung der Gleichstellung 306 

mit der Strategie Europa 2020. Darüber hinaus muss eine neue EU-Gleichstellungs-strategie 307 

entwickelt werden, die über die Schwerpunkte gleiches Entgelt für gleiche und gleichwertige 308 

Arbeit sowie bessere Vereinbarkeit von Privatleben und Beruf hinausgeht. 309 

 310 

Frauen sind häufiger als Männer von Gewalt betroffen. Seit 2014 ist das Übereinkommen des 311 

Europarates zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt 312 

(„Istanbul-Konvention“) in Kraft. Zwar haben alle EU-Mitgliedstaaten das Übereinkommen 313 

gezeichnet, aber erst 14 Mitgliedstaaten haben ratifiziert. 314 

 315 
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Wir fordern: Die Bundesrepublik Deutschland muss die Istanbul-Konvention vorbehaltlos 316 

ratifizieren und mit der Umsetzung ein deutliches Signal gegen Gewalt an Frauen und 317 

Mädchen setzen. 318 

 319 

Soziale Standards erhöhen durch Innovation und 320 

Wettbewerbsfähigkeit! 321 

Ein zentraler Erfolg der europäischen Integration sind die vier Grundfreiheiten: Der freie Verkehr 322 

von Personen, Waren, Dienstleistungen und Kapital. Diese Freiheiten sind die Leitlinien der 323 

europäischen Wirtschaftspolitik. Wirtschaftspolitischer Nationalismus ist kein Weg zu Wohlstand 324 

und Sicherheit – im Gegenteil. Deshalb steht die EU für Offenheit der Volkswirtschaften und für das 325 

Ziel der Konvergenz der Wohlstandssituation in den Mitgliedstaaten. Die sehr unterschiedliche 326 

wirtschaftliche Entwicklung und das zunehmende Wohlstandsgefälle in der Europäischen Union 327 

betrachten wir deshalb mit Sorge. Nationale Egoismen müssen überwunden werden, um 328 

gemeinsame Schritte zur Vertiefung der Fiskal-, Banken- und Wirtschafts- und Währungsunion auf 329 

Basis der sozialen Marktwirtschaft zu unternehmen. Zudem sollte unter Berücksichtigung des 330 

Subsidiaritätsgrundsatzes die soziale Dimension der europäischen Integration weiter gestärkt 331 

werden. Daher begrüßen wir auch die öffentliche Konsultation zum Entwurf zur europäischen 332 

Säule sozialer Rechte der EU-Kommission, die nun von der Kommission mit Vorschlägen 333 

konkretisiert wird. Wettbewerbsfähigkeit und gute soziale Standards schließen sich nicht aus, im 334 

Gegenteil. Eine nachhaltige Sozialpolitik – auf nationaler und ergänzend auf europäischer Ebene – 335 

ist ein wichtiger Produktivitätsfaktor und schafft die für Europa notwendige Konvergenz und 336 

Kohäsion. 337 

 338 

Die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten konnten in der Krise ihre Wohlstandsversprechen 339 

nicht voll einhalten. Das Wachstumspotenzial in der EU ist um ein Viertel eingebrochen, die 340 

Arbeitsmärkte erholen sich nur sehr langsam, die Arbeitslosigkeit ist noch viel zu hoch, die 341 

Investitionstätigkeit bleibt weiterhin zu schwach und die Gesundung der öffentlichen Haushalte 342 

kommt nur langsam voran. In der europäischen Politik ist eine starke Orientierung an den Zielen 343 

Wachstum und Beschäftigung zwingend erforderlich, um den Bürgerinnen und Bürgern 344 

Perspektiven aufzuzeigen, neue Jobs zu schaffen und die soziale Lage zu bessern. Die 345 

grundlegenden sozialen Rechte sind untrennbar mit den bürgerlichen und politischen Rechten 346 

verbunden und erfordern deshalb ebenfalls besondere strategische Aufmerksamkeit. 347 

 348 

Eine konsequente Ausrichtung der Finanzpolitik an diesen Zielen ist ebenso erforderlich wie die 349 

fortgeführte Unterstützung durch eine angemessene Geldpolitik, durch Reformen in den 350 

Mitgliedstaaten und durch eine anspruchsvolle Innovationspolitik. Dies fördert auch die weitere 351 

Konsolidierung der öffentlichen Haushalte.  352 

 353 

Wir fordern: Um Wachstum zu fördern und neue Arbeitsplätze, vor allem für Jugendliche, zu 354 

schaffen, müssen die Entscheidungsträger auf Bundes- und Europaebene kluge Investitionen 355 

in Bildung, Forschung und soziale Infrastruktur sowie notwendige Strukturreformen in der 356 

gesamten Europäischen Union durchsetzen. Wir brauchen mehr europäische Solidarität, 357 

soziale Mindeststandards und wirtschaftliche Konvergenz. Die Sicherung der europäischen 358 

Grundfreiheiten soll Leitlinie aller politischen Entscheidungen sein. Die Wirtschafts- und 359 

Währungsunion muss gestärkt, um eine soziale Dimension ergänzt und demokratischer 360 

gestaltet werden.  361 
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 362 

Vor allem der sehr hohen und langanhaltenden Jugendarbeitslosigkeit in vielen südeuropäischen 363 

Staaten muss die Europäische Union entgegenwirken, zum Beispiel mit einer verstärkten Struktur- 364 

und Investitionspolitik insbesondere im Bereich der Digitalisierung. Integrations- und 365 

Bildungsangebote müssen konsequent ausgebaut werden. Dies muss ein Schwerpunkt in den 366 

Verhandlungen zum nächsten Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) sein.  367 

 368 

Wir fordern: Gemeinsames Ziel in Europa muss es sein, die Jugendarbeitslosigkeit zu 369 

bekämpfen und qualifizierte Arbeitsplätze für alle jungen Menschen zu schaffen und 370 

dauerhaft zur Verfügung zu stellen. Arbeit muss den Arbeitnehmerinnen und 371 

Arbeitsnehmern ein existenzsicherndes Leben und eine nachhaltige persönliche und 372 

berufliche Lebensplanung bieten. Freiwilligendienste können eine sinnvolle Ergänzung sein. 373 

 374 

Für einen Binnenmarkt der Zukunft! 375 

Die EU ist der größte Binnenmarkt der Welt und damit auch eine globale Handelsmacht. Sie hat 376 

den höchsten Anteil an weltweiten Ausfuhren von Industrieerzeugnissen und ist für über 100 377 

Länder der größte Einfuhrmarkt. Der Handel ist ein wesentlicher Wachstumsmotor in Europa. 378 

Gleichzeitig ist eine faire Gestaltung der Globalisierung zentrales Anliegen europäischer Politik. Die 379 

globale Wettbewerbsfähigkeit Europas hängt auch davon ab, offene Weltmärkte für Güter und 380 

Dienstleistungen fair zu gestalten und zu erhalten. Dem um sich greifenden Protektionismus kann 381 

dann am besten die Stirn geboten werden, wenn deutlich wird, dass dieser Handel allen 382 

zugutekommt, nachhaltige Entwicklung fördert und Beschäftigung und Wohlstand für alle schafft.  383 

 384 

Der digitale Binnenmarkt ist ebenfalls eine große Chance für Europa. Durch eine Weiterentwicklung 385 

des europäischen digitalen Binnenmarktes und durch die Stärkung der digitalen Infrastruktur in 386 

Europa müssen nachhaltige Wachstumsimpulse gesetzt werden. Auch bei der Gestaltung der 387 

Rahmenbedingungen für eine digitale Welt, in der europäische Werte geachtet werden und 388 

wirtschaftliche Prosperität gesichert wird, sollte die EU wichtige Impulse setzen. Dabei gilt es auch, 389 

den Schutz personenbezogener Daten der Bürgerinnen und Bürger zu achten.  390 

 391 

Insgesamt ist eine Handelspolitik geboten, die sicherstellt, dass die europäischen Werte – dazu 392 

gehören soziale, ökologische, verbraucherschutzrechtliche, wettbewerbsrechtliche und 393 

kulturbezogene EU-Vorschriften – gewährleistet und weiterentwickelt werden können. Damit 394 

können zudem – in enger Kooperation unter anderem mit der International Labour Organization 395 

der Vereinten Nationen (ILO) – Standards in der Globalisierung gesetzt werden. Die Beteiligung von 396 

Interessengruppen und der Öffentlichkeit und die Transparenz im Rahmen einer kohärenten 397 

Handelsstrategie sind Garanten dafür, dass Fortschritte bei den laufenden Verhandlungen im 398 

Hinblick auf ausgewogene Abkommen, unter anderem mit dem Mercosur, Mexiko und Japan, 399 

erreicht werden können. Die EU braucht dafür eine verstärkte Informations- und 400 

Kommunikationspolitik, um sicherzustellen, dass Parlamente und Öffentlichkeit im Sinne des 401 

Gutachtens des Europäischen Gerichtshofes vom Mai 2017 ausreichend informiert und beteiligt 402 

werden. 403 

 404 

Wir fordern: Internationale Handels- und Investitionsabkommen müssen mit 405 

größtmöglicher Transparenz verhandelt werden. Der europäische Binnenmarkt muss durch 406 

sie gestärkt werden. Gleichzeitig müssen sie einen Beitrag zur fairen Gestaltung der 407 

Globalisierung leisten. Starke demokratische Beteiligung ist bei den Verhandlungen zu 408 
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gewährleisten. Falls betroffen, müssen alle demokratischen Ebenen einbezogen werden. 409 

Vorschläge und Konzepte der organisierten Interessen sind in den europäischen 410 

Verhandlungspositionen zu berücksichtigen. Durch ein kontinuierliches Monitoring unter 411 

Beteiligung der gesellschaftlichen Kräfte müssen die Folgewirkungen dieser Verträge 412 

systematisch evaluiert werden. 413 

 414 

EU-Politiken fit machen für Nachhaltigkeitsziele 415 

und Klimavertrag! 416 

Im Jahr 2015 wurden mit der Agenda 2030 für Nachhaltige Entwicklung und dem UN-Klima-417 

abkommen von Paris wichtige globale Entscheidungen zu Nachhaltigkeit und Klimaschutz 418 

getroffen. Zu deren Umsetzung haben sich die EU und ihre Mitgliedstaaten mit ihrer Zustimmung 419 

verpflichtet. Eine weltweit anspruchsvolle Umsetzung dieser Vereinbarungen wäre nicht nur ein 420 

Fortschritt für eine nachhaltige Entwicklung in den Bereichen Wirtschaft, Umwelt und Soziales. Sie 421 

hätte auch den Effekt, zukünftige Fluchtursachen zu bekämpfen. 422 

 423 

Die Europäische Union muss ihrer Rolle als normative Kraft gerecht werden. Sollen beide globalen 424 

Vorhaben zum Erfolg werden, müssen die EU und die Mitgliedstaaten die getroffenen 425 

Vereinbarungen in konkretes Recht überführen – mit Maßnahmen und Reformen in allen wichtigen 426 

Politikbereichen, die für die Zielerreichung relevant sind. 427 

 428 

Wir fordern: Die EU-Institutionen sollen in ihrem Zuständigkeitsbereich alle Politiken mit 429 

Relevanz für Nachhaltigkeit und Klimaschutz darauf untersuchen, ob diese die getroffenen 430 

Vereinbarungen zur Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung mit den globalen 431 

Nachhaltigkeitszielen und zum Klimavertrag von Paris erfüllen. 432 

 433 

Dabei gilt es besonders, die laufenden und kommenden Midterm-Reviews der gemeinsamen EU-434 

Politiken (z. B. Agrar-, Forschungs-, Regionalförderung etc.) und -Strategien zu nutzen, um 435 

entsprechend nachzusteuern. Auch die klimapolitischen Aspekte der EU-2020-Strategie und das 436 

EU-Klimapaket 2030 gehören auf den Prüfstand. Im nächsten Schritt sollte die Folgestrategie der 437 

EU-2020-Strategie so gestaltet werden, dass sie die Einhaltung der Verpflichtungen der EU und 438 

ihrer Mitgliedstaaten aus der Agenda 2030 und dem UN-Klimavertrag sicherstellt. 439 

 440 

Groß im Großen: EU-Haushalt an Prioritäten 441 

ausrichten! 442 

Einige Gemeinschaftspolitiken der Europäischen Union werden durch den Haushalt der EU 443 

finanziert. Mit dem beabsichtigten Ausscheiden des Vereinigten Königreichs aus der EU noch in der 444 

laufenden Periode des MFR sind erhebliche Einnahmeminderungen zu erwarten. Mitte 2017 wird 445 

die Europäische Kommission außerdem erste Ideen für den MFR für die Jahre 2021-2027 vorlegen. 446 

Der MFR stellt den budgetären Rahmen der Europäischen Union dar. Die jährlich zwischen Rat und 447 

Europäischem Parlament vereinbarten Haushalte müssen sich im Rahmen der im MFR 448 

vereinbarten übergeordneten Haushaltslinien bewegen. 449 

 450 
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Angesichts der Bedeutung des MFR für die Handlungsfähigkeit der Union und die Finanzierung 451 

ihrer künftigen politischen Prioritäten ist eine frühzeitige Diskussion im Europäischen Parlament 452 

und im Deutschen Bundestag erforderlich. Dabei müssen gesellschaftliche Akteure wie 453 

repräsentative Organisationen, die Sozialpartner oder Verbände bevorzugt eingebunden werden. 454 

Die Mitgliedsorganisationen der Europäischen Bewegung Deutschland repräsentieren vielfältige 455 

Interessen, die auch der EU-Haushalt mit seinen Programmlinien fördert.  456 

 457 

Wir fordern: Der EU-Haushalt muss transparent und somit für die Öffentlichkeit erkennbar 458 

an den politischen Prioritäten der Union ausgerichtet werden. Nur wenn auch die 459 

demokratisch verfasste Gesellschaft mit ihren repräsentativen Verbänden, Sozialpartnern 460 

und weiteren Akteuren hinter den Grundlinien des EU-Haushalts stehen, kann es eine hohe 461 

Akzeptanz auch für die politischen Ziele der EU geben. 462 

 463 

Die Bereitstellung europäischer Mittel für gesamteuropäische Aufgaben wird auch in den 464 

kommenden Jahren weiter an Bedeutung gewinnen. Dies erzwingt eine breite Debatte über 465 

Prioritäten und haushaltspolitische Leitlinien. Die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 466 

Herausforderungen der vergangenen Jahre haben gezeigt, dass die Europäische Union nur dann 467 

stark sein kann, wenn sie sich auf ihre Prioritäten besinnt (Leitlinie: „Groß im Großen“). Dies muss 468 

sich auch in den künftigen Prioritäten des MFR niederschlagen.  469 

 470 

Angesichts multipler Krisen, denen die Europäische Union derzeit gegenübersteht, ist es wichtig, 471 

Handlungsfähigkeit zu beweisen. Diese Handlungsfähigkeit schlägt sich auch im europäischen 472 

Haushalt nieder: Die Prioritäten für Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit, insbesondere durch 473 

Maßnahmen für Investitionen sowie für Forschung und Entwicklung, für wirtschaftlichen und 474 

sozialen Zusammenhalt, insbesondere durch die Struktur- und Kohäsionspolitik, und für soziale 475 

Stabilität und Beschäftigung, insbesondere durch Maßnahmen zugunsten von jungen Menschen, 476 

sind im derzeitigen MFR budgetiert worden. Jüngst sind durch die europäische Politik neue Akzente 477 

gesetzt worden, etwa in den Feldern Migration und innere Sicherheit, beim Schutz der 478 

Außengrenzen sowie bei der gemeinsamen Kriminalitäts- und Terrorbekämpfung, bei der 479 

Förderung von beschäftigungswirksamen Investitionen, etwa im Rahmen von EFSI, und für erhöhte 480 

äußere Sicherheit durch Diplomatie, Entwicklungspolitik und Verteidigung. Erwogen werden seit 481 

einigen Jahren auch neue Aufgaben in der Technologiepolitik und in der Schaffung einer 482 

Fiskalunion im Rahmen der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion. Angesichts der 483 

zusätzlichen Aufgaben und Herausforderungen erscheint der gegenwärtige Finanzrahmen nicht 484 

ausreichend. 485 

 486 

Wir fordern: Der MFR 2021-2027 muss stärker auf die politischen Anforderungen der 487 

nächsten Jahre ausgerichtet werden. Zudem muss die Mittelvergabe in einer MFR-Periode 488 

weiter flexibilisiert werden. Kurzfristig müssen sich das Europäische Parlament, die EU-489 

Mitgliedstaaten und die Parlamente der EU-27 über die Prioritäten im laufenden MFR 490 

verständigen und zugleich eine kritische Debatte über die Zukunft des EU-Haushalts 491 

beginnen, der an die weltpolitische Lage ebenso wie an die soziale Lage in Europa stärker 492 

angepasst werden sollte. Wir fordern daher im Hinblick auf die erkannten Prioritäten eine 493 

Überprüfung der bestehenden Ausgaben und eine den betroffenen Beschlüssen 494 

entsprechende Erweiterung des Finanzrahmens ab 2021 auf über 1%. 495 

 496 

Der Austritt des Vereinigten Königreiches aus der Europäischen Union bietet die Chance, das 497 

System „ungerechtfertigter Rabatte“ einzelner Mitgliedstaaten abzuschaffen. Gleichzeitig muss eine 498 

Verbindung zwischen Kohäsionsfonds und den länderspezifischen Empfehlungen im Rahmen des 499 

Europäischen Semesters gefördert werden.  500 
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 501 

Mittelfristig kann auch eine neue Finanzierung des europäischen Haushalts in den Blick genommen 502 

werden. Eine eigenständigere Finanzierung der Europäischen Union verringert nationale Egoismen 503 

in der Festlegung politischer Prioritäten und stärkt die demokratische Auseinandersetzung über 504 

politische Prioritäten anstatt eine Nettozahler-Logik zu fördern.  505 

 506 

Wir fordern: Die Ausgaben- wie auch die Einnahmenseite des EU-Haushalts müssen 507 

optimiert werden. Nationale Rabatte im MFR 2017-2027 müssen abgeschafft werden. 508 

 509 

Offene Grenzen innerhalb eines vereinten 510 

Europas! 511 

Schengen ist eine der großen Errungenschaften der europäischen Integration. Doch das 512 

Abkommen befindet sich schon seit seiner Unterzeichnung vor gut 30 Jahren im Spannungsfeld 513 

zwischen Reisefreiheit und sicherheitspolitischen Notwendigkeiten. Die erhöhten Flüchtlingszahlen 514 

und terroristische Anschläge haben dafür gesorgt, dass einige EU-Mitgliedstaaten befristete 515 

Grenzkontrollen wieder eingeführt oder sogar neue Grenzzäune errichtet haben. Diese 516 

Maßnahmen stellen die Grundlagen Europas in Frage und gefährden zudem Wachstum, 517 

grenzüberschreitenden Wirtschaftsaustausch, Beschäftigung und Wohlstand.  518 

 519 

Wir fordern: Politische Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger müssen sich 520 

konsequent dafür einsetzen, dass die Personenfreizügigkeit im Schengen-Raum so schnell 521 

wie möglich wieder voll hergestellt wird. Als Hüterin der Verträge muss die EU-Kommission 522 

sich konsequent gegen ein dauerhaftes Aushöhlen von Schengen stellen. Um die Risiken für 523 

die innere Sicherheit durch offene Grenzen zu minimieren, muss der Wegfall von 524 

Grenzkontrollen im Schengen-Raum durch mehr Kooperation im Sicherheitsbereich und eine 525 

bessere Sicherung der Außengrenzen unter Wahrung der Grund- und Menschenrechte 526 

flankiert werden. 527 

 528 

Die Schengen-Außengrenzen trennen nicht nur die EU von ihren Nachbarstaaten, sondern auch 529 

EU-Mitgliedstaaten voneinander, denn noch sind nicht alle Mitgliedstaaten Teil des Schengen-530 

Raums. Dies stellt eine Ungleichbehandlung und Einschränkung der europäischen Bürgerrechte 531 

dar. Diese innere Teilung muss überwunden werden. Die EU sollte das Ziel verfolgen, den 532 

Schengen-Raum schrittweise auch auf weitere Mitgliedstaaten auszuweiten und zugleich die 533 

Zusammenarbeit beim Schutz der Außengrenzen mit den neuen Schengen-Staaten verstärken. 534 

 535 

Wir fordern: Die europäische Freizügigkeit darf nicht durch nationale Regeln unterlaufen 536 

oder erschwert werden. Es gilt herauszustellen, dass Bürgerinnen und Bürger anderer EU-537 

Länder, die in Deutschland leben und arbeiten, keine EU-Ausländer, sondern EU-Bürger sind. 538 

Initiativen für umfassende Mobilität müssen unterstützt werden und sind um 539 

Informationskampagnen über den „Nutzen der EU-Freizügigkeit für alle“ zu ergänzen. 540 

 541 
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Gemeinsam handeln in der Flüchtlings-, Asyl- 542 

und Migrationspolitik! 543 

In der Flüchtlingspolitik kann es nur eine europäische Lösung geben. Zu lange war es in Europa 544 

Alltag, einzelne Länder, in denen die meisten Geflüchteten ankommen, mit den Herausforderungen 545 

allein zu lassen. Die EU-Mitgliedstaaten müssen zur Zusammenarbeit und zu einer gemeinsamen 546 

Politik zurückfinden und die bereits gefassten Beschlüsse konsequent umsetzen. 547 

 548 

Eine Umverteilung der Geflüchteten auf die EU-Mitgliedstaaten nach einem gerechten Schlüssel ist 549 

unabdingbar, um die Herausforderung der hohen Flüchtlingszahlen zu bewältigen und ein Zeichen 550 

der Solidarität zu setzen. 551 

 552 

Wir fordern: Die Asyl- und Flüchtlingspolitik in Europa muss grundlegend reformiert werden, 553 

denn wir brauchen eine gerechte, solidarische Verteilung von Geflüchteten und einheitliche 554 

Standards. 555 

 556 

Eine europäische Asylbehörde muss schnellstmöglich aufgebaut werden, um Geflüchteten die 557 

legale Einreise nach Europa zu ermöglichen. Die Einrichtung von Korridoren und humanitären 558 

Zugängen, zum Beispiel durch eine Ausweitung der Blue Card auf Nicht-Akademikerinnen und 559 

Nicht-Akademiker, gehen damit einher. Es muss Menschen in Not möglich sein, menschenwürdig in 560 

die EU einzureisen. 561 

 562 

Die Integration von Geflüchteten in die Gesellschaft und in die europäischen Arbeitsmärkte muss 563 

erleichtert werden. Zu den dafür erforderlichen Maßnahmen zählen u.a. der schnelle Zugang zum 564 

Ausbildungs- und Arbeitsmarkt, die Angleichung der Rechte und Konditionen, aber auch ein 565 

verlässliches Ein- und Ausreisesystem, eine gemeinsame Liste sicherer Herkunftsstaaten und 566 

Rückführungsabkommen. Dabei stehen die Europäische Kommission und die Mitgliedstaaten in 567 

der Verantwortung, diese Maßnahmen kurzfristig umzusetzen. Für die am Integrationsprozess 568 

beteiligten Akteure muss Rechts- und Handlungssicherheit bestehen. 569 

 570 

Es gilt, die Sicherung der europäischen Außengrenzen voranzutreiben, indem Frontex zu einer 571 

gemeinsamen Grenzschutzpolizei ausgebaut wird. Die EU muss darauf hinwirken, dass die 572 

Menschenrechtsstandards auch in EU-Nachbarstaaten eingehalten werden. 573 

 574 

Die Ursachen der Migrationsbewegung liegen nicht in der Europäischen Integration, sondern in den 575 

Herkunftsländern der Flüchtlinge. Solange es dort weiterhin keine menschenwürdige 576 

Lebensperspektive gibt, werden sich weiterhin Menschen auf den Weg nach Europa machen. Für 577 

Geflüchtete, die in EU-Mitgliedstaaten bleiben, müssen ausreichende Integrations- und 578 

Bildungsangebote geschaffen werden. Ihnen soll vermittelt werden, dass die europäische 579 

Integration und das in ihr verwirklichte friedliche Zusammenleben verschiedener Völker und 580 

Religionen einen essentiellen Bestandteil unserer europäischen Kultur darstellen.  581 

 582 

Wir fordern: Die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten müssen den Fluchtursachen 583 

unter anderem durch eine umfassende und wirksame Entwicklungszusammenarbeit, eine 584 

erfolgreiche Nachbarschaftspolitik und eine faire Handels- und Agrarpolitik 585 

entgegenwirken. Die EU muss die Länder, die sich um demokratische Reformen und eine 586 

nachhaltige Entwicklung bemühen, intensiver unterstützen, insbesondere in den Ländern 587 

Nordafrikas, des Nahen Ostens und Osteuropas außerhalb der EU. 588 
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Europa gemeinsam verteidigen! 589 

Die weltweite Zunahme politischer Krisen und die damit einhergehende Aufrüstung unter den 590 

strategischen Mitbewerbern der EU erhöht die Komplexität in den Außenbeziehungen. Durch mehr 591 

Kriege, Bürgerkriege und Konflikte in der südlichen und östlichen Nachbarschaft rücken 592 

Bedrohungen immer näher an Europa heran. Eine mögliche Umorientierung der US-Außenpolitik 593 

und die an Europa gerichtete Forderung, mehr Verantwortung für die eigene Sicherheit und die 594 

seiner unmittelbaren Nachbarschaft zu übernehmen, verstärken den Bedarf nach einer 595 

gemeinsamen Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) der EU. 596 

 597 

Der Lissabon-Vertrag schuf bereits 2009 die Voraussetzungen für eine Vertiefung der 598 

Gemeinsamen Außen- und Sicherehitspolitik (GASP). Der Ausbau des Europäischen Auswärtigen 599 

Dienstes ist für alle von Vorteil, da er gemeinsame Analyse- und Handlungskapazitäten schafft. 600 

Auch für größere Staaten können nationale Sparmaßnahmen durch europäische Koordinierung 601 

abgefedert werden.  602 

 603 

Wir fordern: Angesichts zunehmender außen- und sicherheitspolitischer Bedrohungen sind 604 

dringend politische Schritte in Richtung einer Europäischen Sicherheits- und 605 

Verteidigungsunion (ESVU) und hin zu mehr Kohäsion in der europäischen Außen- und 606 

Sicherheitspolitik geboten. Die Weiterentwicklung der Gemeinsamen Sicherheits- und 607 

Verteidigungspolitik zur Europäischen Sicherheits- und Verteidigungsunion ist von 608 

Bedeutung, weil die Sicherheit der EU im Innern von der Sicherheit im Äußeren abhängt. 609 

Dafür muss die Resilienz der EU gestärkt werden. 610 

 611 

Frieden muss dauerhaft gesichert werden. Mittel der Diplomatie müssen stets die erste Wahl in der 612 

Krisenprävention und -bewältigung bleiben. Reaktionsfähige Streitkräfte sind als Mittel zur 613 

Abschreckung und glaubwürdigen Krisenbewältigung eine wichtige Voraussetzung. Europa ist 614 

gefordert, auch verteidigungspolitisch mit einer Stimme zu sprechen.   615 

 616 

Die EU-Staaten sollten verstärkt und aufbauend auf der Ständig Strukturierten Zusammenarbeit 617 

(SSZ) konkrete Schritte zu gemeinsamen Strukturen und Beschaffungen gehen, um ihre 618 

militärischen Fähigkeiten zu integrieren. Gemeinsame Aus- und Fortbildung sowie 619 

Trainingseinheiten von Soldatinnen und Soldaten europäischer Armeen sind unverzichtbar. Die 620 

Bundesregierung muss die Integration militärischer Fähigkeiten im Sinne der Globalen EU-Strategie 621 

für die Sicherheitspolitik und in Einklang mit der EU-NATO-Erklärung gemeinsam mit anderen EU-622 

Partnern entschlossen vorantreiben. 623 

 624 

Wir fordern: Europa muss dringend konkrete Schritte hin zu einer Europäischen Sicherheits- 625 

und Verteidigungsunion (ESVU) gehen. Kurzfristig sind bi- und multinationale Kooperationen 626 

zwischen den EU-Staaten auszuweiten, ein formales Gremium der europäischen 627 

Verteidigungsminister zu schaffen und ein ordentlicher Ausschuss für Verteidigung im 628 

Europäischen Parlament einzurichten. Langfristig kann über eine Europäische Armee 629 

nachgedacht werden. 630 

 631 

Für eine an den Bedürfnissen der beschriebenen Einsätze orientierte Europäische Armee müssen 632 

zwei Voraussetzungen erfüllt sein: die Einbindung des Europäischen Parlamentes in die 633 

Entscheidung zum Einsatz europäischer Streitkräfte (Parlamentsvorbehalt) und ein vom 634 

Europäischen Parlament gewählter „Ombudsmann“, der dem Wehrbeauftragten des Deutschen 635 

Bundestages ähnelt und die in Art. 45b GG festgeschriebenen Rechte hat. Die Grundsätze der 636 

Inneren Führung einschließlich der personalvertretungsrechtlichen Regelungen und das Leitbild 637 
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des Staatsbürgers in Uniform müssen auch für europäische Streitkräfte gelten. Die in Deutschland 638 

geltenden besoldungs-, dienst- und versorgungsrechtlichen sowie sozialpolitischen Vorschriften 639 

müssen die Untergrenze für in Europäischen Streitkräften dienende Soldatinnen und Soldaten sein. 640 

 641 

Wir fordern: Um auf Cyber-Angriffe, hybride Kriegsführung oder Online-Propaganda 642 

reagieren zu können, ist der Austausch von sicherheitsrelevanten Informationen und eine 643 

Verbesserung der Zusammenarbeit der in den Bereichen der Inneren und Äußeren 644 

Sicherheit bestehenden Institutionen notwendig. 645 

 646 

Für eine moderne deutsche Europapolitik!  647 

Europapolitik ist Innenpolitik. Innenpolitische Akteure dürfen sich aber nicht allein an kurzfristigen 648 

Eigeninteressen ausrichten, sondern müssen den europäischen Rahmen sowie voraussichtliche 649 

Rück- und Folgewirkungen immer im Blick behalten. Andernfalls können erhebliche 650 

Verstimmungen und Glaubwürdigkeitsverluste gegenüber den europäischen Institutionen 651 

entstehen und schlimmstenfalls zu nationalistischen Reaktionen führen.  652 

 653 

Die deutsche Europapolitik wird durch vielfältige wie unübersichtliche Krisen seit Jahren auf die 654 

Probe gestellt. Die Erwartungen an eine friedensorientierte, nachhaltige und europafreundliche 655 

Politik, so wie in der Präambel des Grundgesetztes beschrieben, wachsen stetig. Gleichzeitig muss 656 

die deutsche Europapolitik den Interessen ihrer Bürgerinnen und Bürger und ihrer stark 657 

pluralistisch ausgestalteten Gesellschaft Rechnung tragen. 658 

  659 

Auf europäischer Ebene verhindern Verfahren wie der informelle Trilog und krisenbedingte 660 

Entscheidungsgremien offene Debatten und damit die Möglichkeit einer kritischen öffentlichen 661 

Einflussnahme. Auch die europapolitische Koordinierung der Bundesregierung wird den 662 

demokratischen Erfordernissen nicht gerecht. Das Nebeneinander klassischer Diplomatie und 663 

innenpolitischer Interessenpolitik schadet der europapolitischen Handlungsfähigkeit. Die 664 

Fragmentierung der deutschen Europakoordinierung mit negativer Auswirkung auf die gesamte 665 

Europapolitik darf mit einer neuen Bundesregierung keinesfalls zunehmen. 666 

  667 

Die deutschen diplomatischen Vertretungen müssen verstärkt gesellschaftliche Organisationen 668 

unterstützen, die europäisch agieren. Nur so können sie Impulse und Standpunkte, die nicht alleine 669 

von Stiftungen und Denkfabriken repräsentiert werden, im Gastland aufnehmen und in den 670 

europapolitischen Diskurs in Deutschland einbringen. 671 

 672 

Wir fordern: Die Bundesregierung muss in die Gestaltung ihrer Europapolitik auch 673 

demokratische und repräsentative Verbände und Vereine aus allen Bereichen der 674 

Gesellschaft einbeziehen. Die deutsche Diplomatie darf nicht nur eine klassische 675 

Außenpolitik vertreten, sondern muss in Form einer „European Public Diplomacy“ über 676 

staatliche Akteurinnen und Akteure einen strukturierten europaweiten Dialog fördern. 677 

Dabei gewonnene Erkenntnisse können auch die deutsche Europapolitik verbessern, wenn 678 

die neue Bundesregierung ihre europapolitische Koordinierung von Grund auf modernisiert 679 

und sie parlamentarisch und gesellschaftlich ausrichtet.  680 


